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Monatsschrift Heft 9
des Schweizerischen September 1976
Gewerkschaftsbundes 68. Jahrgang

Zweimonatliche Beilage: «Bildungsarbeit»

Gegen Machtmissbrauch und Übervorteilung — 
VPO D-Initiative: Ja
Rudolf Wullschleger

Die im Frühjahr 1972 eingereichte VPOD-Initiative verlangt einen 
Verfassungs-Zusatz (A rt. Zlbis Abs. 3 BV) mit folgendem W ortlaut:

«Der Bund wird auf dem Wege der Gesetzgebung eine eigene Versiche­
rung zur Deckung der Haftpflicht fü r Motorfahrzeuge und Fahrräder 
einrichten».

Wenn w ir bloss vom konkreten Anlass ausgehen, aus welchem sei­
nerzeit das Volksbegehren lanciert wurde (Prämienexplosion von 
1971/72), so möchte es fast scheinen, es sei hier wieder einmal der 
Versuch unternommen worden, einem Missstand von eher zweit­
rangiger Bedeutung -  der Belastung der Fahrzeughalter durch offen­
sichtlich überhöhte Haftpflichtversicherungs-Prämien -  durch Ein­
fügung eines neuen Artike ls in die Verfassung abzuhelfen. Es müsste 
aber schon stutzig machen, dass dieser Vorstoss «zugunsten der 
A utom obilis ten»aus den Reihen des VPOD kam, bekenntsich diese 
Gewerkschaft doch sonst eindeutig und klar zum Vorrang des öffent­
lichen Verkehrs. Da gegen den VPOD auch von seinen recht zahl­
reichen Gegnern nicht der Vorwurf erhoben wird, er betreibe eine 
sprunghafte, unzusammenhängende Politik, ist es also zum vorn­
herein unwahrscheinlich, dass er Mühe und Kosten eines Initiativ­
kampfes ohne tieferiiegende Motive einzig aus purer «Autom obili­
stenfreundlichkeit» auf sich nahm, wenngleich seine Geschäftslei­
tung in Betracht zog, dass das Auto sich längst aus einem Luxus­
gegenstand der «oberen Zehntausend» sozusagen in ein «Volks­
gut» verwandelt hat, und dass -  mangels einer wirksamen Raum­
planung und einer sozialen Bodenpo litik -rech t viele Lohnabhängige 
ohne Auto gar nicht mehr an ihren Arbeitsplatz gelangen können.
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Ein Grundsatz-, kein Randproblem

Der Schlüssel zu den eigentlichen Motiven, die den VPOD zur 
Lancierung seiner Initiative veranlasste, findet sich bereits in dessen 
Arbeitsprogramm aus dem Jahre 1963. Er spricht sich dort eindeutig 
für den Ausbau der W irtschaftsdemokratie «insbesondere durch 
Ausbau der öffentlichen Dienste, vor allem auf den Gebieten der 
Energieversorgung, des Verkehrs und des Kreditwesens» aus. Auch 
verpflichtet dieses Arbeitsprogramm den VPOD, «die Absichten 
privatw irtschaftlicher Kreise» zu bekämpfen, «die den Gemeinden 
und dem Staat nur unwirtschaftliche Aufgaben, fü r die sich die 
Privatwirtschaft selbst aus naheliegenden Gründen nicht inter­
essiert, übertragen wollen». Von solchen Grundlagen ausgehend, 
empfindet es der VPOD (und mit ihm breite Volkskreise) als w ider­
sinnig und stossend, dass der Bund den Fahrzeughaltern -  mit 
Recht -  zwingend den Abschluss einer Motorfahrzeug-Haftpflicht­
versicherung (MFHV) vorschreibt, sie zu diesem Zweck dann aber 
an private, gewinnorientierte Versicherungsgesellschaften verweist. 
Er hat nicht vergessen, dass diese Gesellschaften seinerzeit fü r die 
Altersversicherung eine ähnliche «Lösung» propagierten und dass 
sie gegen die bundeseigene A H V /IV  heftig, laut- und finanzstark mit 
wesentlich den gleichen Argumenten ins Feld zogen, die sie gegen 
eine gemeinwirtschaftliche Organisation der MFHV verbreiten und 
verbreiten lassen. Dass dieses Sich-Klammern an lukrative Ge­
schäftsmöglichkeiten ideologisch verbrämt als «Kampf um fre iheit­
liche Lösungen» präsentiertwird, versteht sich sozusagen von selbst. 
Um so merkwürdiger mutet es an, wenn die Versicherungspropa­
gandisten die gemeinwirtschaftliche Gegenposition der Befürworter 
der VPOD-Initiative als «extrem ideologische Haltung» glauben 
abqualifizieren zu können.

Welche Freiheit ?

Ginge es darum, dass sich der Bund in einen zur Zufriedenheit aller 
funktionierenden freien Markt als zusätzlicher Konkurrent hinein­
drängen, oder dass er diesen freien Markt durch sein eigenes Mono­
pol ersetzen möchte, so könnte man überdieZweckmässigkeitdieses 
Vorgehens in guten Treuen zweierlei Meinung sein. Darum geht es 
aber überhaupt nicht. Schon die Tatsache, dass die Fahrzeughalter 
von Gesetz wegen verpflichtet sind, eine Haftpflichtversicherung 
abzuschliessen, widerspricht, streng genommen, der vielbeschwo­
renen liberalen «Ordnungspolitik». Aber das ist das mindeste. 
Schwerer wiegt, dass auf diesem Markt die Konsumenten (Fahrzeug­
halter) nur dem Scheine nach den ihnen passenden Verkäufer (Ver­
sicherer) wählen können. Wählen kann der Konsument eigentlich 
nur Türe und Hauseingang, die ihn aber mit sturer Regelmässigkeit
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zur immer gleichen «Assekuranz-Gemeinschaft m. b. H.» führt. 
Denn die Haftpflichtversicherer sind mit wenigen Ausnahmen in der 
Unfalldirektoren-Konferenz (UDK), einem festgefügten, von einigen 
Grossen souverän beherrschten Kartell zusammengeschlossen, 
das gleich auch noch für die wenigen -  recht unbedeutenden -  Aus- 
senseiter die w ichtigsten Konditionen (vor allem die Prämien) be­
stim m t. Dazu die gewiss unverdächtige Eidgenössische Kartell­
kommission in ihrem vom Bundesrat unter dem Druck der VPOD- 
Initiative eilends angeforderten Spezialbericht:
«Die Wettbewerbsverhältnisse in der MFHV-Branche charakterisie­
ren sich dadurch, dass im Bereich der Prämien - tro tz  Bestehens von 
Aussenseitergesellschaften -  kein W ettbewerb stattfindet».

A u f diesem sonderbaren «Markt» gibt es also einen Einheitspreis, 
und auch der Gegenwert, die Leistung, ist «normiert», da ja der 
Halter eines Personenautos höchstens zwischen M illionen- und 
unbeschränkter Deckung wählen kann (bei entsprechendem Preis­
unterschied). Bliebe vielleicht noch die A rt, in der die Schäden er­
ledigt werden. Hier von Konkurrenz zu sprechen, ist der reine Hohn, 
lässt sich doch jede Versicherungsgesellschaft selbst durch ihre 
Vertreter als «die kulanteste» vorstellen.

Wiederherstellung der Konkurrenz

Nun könnte man ja verlangen, die Konkurrenz sei wieder herzustel­
len, und in der Tat gibt es Kreise, die dies postulieren. Jedoch, die 
Forderung ist illusionär. Würden sich nämlich die Versicherungen 
m it ihren Tarifen wieder zu konkurrenzieren beginnen, so geschähe 
Ähnliches wie seinerzeit auf dem Zementmarkt. Die Grossen würden 
die Kleinen (soweit es sich nicht um Töchter der Grossen handelt) 
einfach aus dem Markt hinauskonkurrenzieren, um nachher um so 
brutaler die (wieder erhöhten) Tarife zu diktieren und aus voller 
Kehle das alte Lied zu schmettern: «Die Preise hoch, Kartelle fest 
g e sch lo sse n ...» . Dass dafür die Voraussetzungen voll gegeben 
sind, möge folgende kleine Tabelle zeigen:
Gesellschaft Anteil am Schweiz. Anteil der MFHV

MFHV-«Markt» am gesamten Unfall-
(1974) Schaden-Geschäft
in Prozent in Prozent

«W interthur»-Unfall 22,8 7,4
«Zürich »-Unfall 21,2 15,7
«Basler»-Unfall 9,0 13,2
«Helvetia»-Unfall 8,7 21,0
Total bzw. gewogener
Durchschnitt 61,7 rd. 11,4
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Bei den vier grössten Gesellschaften mit einem «Markt»-Anteil von 
zusammen über 60 Prozent betragen also die MFHV-Prämien im 
Schnitt nur etwas über 10 Prozent der Gesamt-Prämieneinnahmen 
aus der Unfall/Schaden-Sparte. Wenn man nun bedenkt, dass jede 
dieser Gesellschaften nur ein Zweig eines grossen Versicherungs­
konzerns ist, und dass die Prämieneinnahmen aus dem Unfall/ 
Schaden-Geschäft auch wiederum nur rund die Hälfte der Gesamt­
Prämieneinkünfte des jeweiligen Konzerns darstellen, so kann man 
ermessen, wie unbesorgt sie in einem Tarifkrieg ziehen könnten, in 
welchem die Kleinen bald nicht mehr mithalten könnten. (Was ihnen 
allerdings nicht gelänge, und was sie daher gar nicht erst versuchen 
würden ist dies: Eine bundeseigene Versicherung mit dem starken 
Rückhalt der bundeseigenen Fahrzeuge -  inkl. PTT, Armee usw. -  
aus dem Feld zu schlagen.) Unter diesen Umständen an die W ieder­
herstellung der freien Konkurrenz mit den Mitteln und Methoden der 
«freien» W irtschaft auch nur zu denken, ist also äusserst unreali­
stisch.
Kommt hinzu, dass es sich bei den genannten Gesellschaften keines­
wegs um biedermittelständische Geschäftchen handelt, auf deren 
Panier die Parole «Leben und leben lassen» stünde. Sie sind viel­
mehr Zweige bedeutender multinationaler Unternehmen. Und über 
den erbarmungslosen Kampf, den Gruppen von Multinationalen 
untereinander und gegen Aussenseiter führen (um in unserem Zu­
sammenhang nur von diesem einen Aspekt ihrer Geschäftspolitik zu 
sprechen), dürfte man allmählich Bescheid wissen. Auch stehen 
die grossen Versicherungsgesellschaften keineswegs isoliert als 
erratische Blöcke in unserer Kapitallandschaft. Sie sind unterein­
ander und mit «unseren» Grossbanken und industriellen Multis un­
entw irrbar verwoben und verknüpft, und die Anlage-Portfeuilles von 
Grossbanken und Versicherungsmultis stellen ein kompliziertes, fast 
geschlossenes System kommunizierender Gefässe dar.

Die sanfte Hand des Staates

Aber man darf mich hier einer bewussten Auslassung bezichtigen: 
Das Versicherungsgeschäft ist nämlich «staatlich überwacht», und 
zwar vom Eidgenössischen Versicherungsamt (EVA). Dieses M ini­
amt (28 Personen, Schreibkräfte und Bürodiener inbegriffen), das 
m it einem -  seit 18 Jahren zur Revision anstehenden -  Gesetz aus 
dem Jahre 1885 fich t (Versicherungs-Aufsichts-Gesetz, VAG) 
könnte die ihm «unterstehenden» 94 Versicherungsgesellschaften 
(Jahrespräm ientotal: 15 Milliarden Franken) auch dann nicht aus­
reichend kontrollieren, wenn es dazu den festesten W illen hätte. 
Dass dies nicht immer der Fall ist, zeigt der Bundesgerichtsentscheid 
in Sachen TCS usw. gegen UDK usw., in welchem dem A m t ziem­
lich unverblümt vorgehalten wird, es decke einen Missbrauch der
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Versicherer. Nun könnte man einwenden, es gelte dann eben, diese 
A u fs ich t wirksamer zu gestalten, und dies sei mit der erwähnten 
Revision des VAG  ja bereits im Gange. Wer darin jedoch angesichts 
der gegenwärtigen Kräfteverhältnisse im Parlament eine realistische 
A lternative zum Volksbegehren des VPOD sehen will, tu t mir leid. 
A lle in  schon zu glauben, die Räte würden einer genügenden per­
sonellen Verstärkung des EVA zustimmen -  so dass dieses bei­
spielsweise auf eine eigene Statistik abstellen könnte und nicht mehr 
auf die von der «W interthur» er- und bearbeitete «Gemeinschafts­
statistik» der Versicherer angewiesen wäre -  zeugt von geradezu 
kindischer Naivität.

Der äussere Anlass

In diesem Zusammenhang ist endlich auch von der konkreten Situa­
tion zu sprechen, in der die VPOD-Initiative beschlossen ward. 
Schon 1970 kam es zu einer erheblichen Verschärfung der Tarif­
struktur, die vor allem die Neulenker und die Fahrzeughalter unter 
26 Jahren traf. Dann setzte das UDK-Kartell die Prämien fü r 1971 
allgemein um 10 Prozent höher fest und handelte wenige Monate 
später mit dem EVA (auf Grund einer Forderung nach Aufschlägen 
bis zu 38,5 Prozent!) fü r 1972 ein neues Prämienplus von 18 Prozent 
aus. (118 Prozent von 110 Prozent =  129,8 Prozent). Selbst im Ver­
gleich zur damaligen allgemeinen Preisentwicklung, war dieser 
«Tarifsprung nach vorn» als enorm zu bezeichnen. Besonders wenn 
w ir ihn im Zusammenhang mit dem «Fortschreiten» der Rückstel­
lungen betrachten:

B ilan zrü cks te llu n g en ln % d er N etto - ln % der S c h a d e n -
M io . Fr. p räm ien -E in n ah m en zah lu ngen

1950 60,6 98 201
1960 223,1 117 195
1965 514,3 125 249
1970 950,3 181 283
1971 1075,9 172 290
1972 1204,4 181 287
1973 1307,5 142(1) 289
1974 1426,8 173 298

Die Tabelle erlaubt verschiedene Bemerkungen. Erstens: Wenn auch 
die MFHV-Rückstellungen noch nicht einmal 4 Prozent der gesam­
ten (deklarierten) Rücklagen der Versicherer repräsentieren, so 
tragen sie doch in nicht zu vernachlässigendem Masse zur Stützung 
einer gigantischen Finanzmacht bei. Zwar gehören die 1,4 Milliarden 
«eigentlich» den Versicherten aber bevor der VPOD seine Initiative 
lancierte, dachten die Gesellschaften nicht im Traum daran, diese 
Gelder zugunsten der Versicherten zu verzinsen. Dem Fiskus ge-
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genüber freilich deklarierten und deklarieren sie diese Summen als 
Fremdkapital. Zweitens zeigen Entwicklung und (nach nicht kontrol­
lierbaren Abschreibungs-Manövern erreichte) Höhe der Rückstel­
lungen, welch eiserne Stirn es brauchte, auf 1972 einen Prämienauf­
schlag von durchschnittlich 30 Prozent zu beantragen. Und dies 
lässt ahnen, was w ir von den Promotoren dieses versuchten Raub­
zuges bei einer Ablehnung der VPOD-Initiative zu gewärtigen hät­
ten. Drittens: Wenn die Zinsen von einer Milliarde in die Kassen der 
Versicherer flössen (ohne Berücksichtigung der ebenfalls zins­
trächtigen Prämienüberträge usw.), so kann man sich ungefähr aus­
rechnen, was von der Behauptung des EJPD zu halten ist, das 
MFHV-Geschäft werfe lediglich einen Profit von 3 Prozent (das 
wären fü r 1974 rund 25 Millionen Franken) ab. Diese Zahl von 3 Pro­
zent stammt offensichtlich aus der BRD, wo die -  peinlicher kontrol­
lierten, von gemeinwirtschaftlichen Konkurrenten im Zaum gehal­
tenen -  Versicherungsgesellschaften tatsächlich mit einer Grund- 
Rendite von 3 Prozent kalkulieren müssen. Viertens ist klar ersicht­
lich, dass nach dem auf die Einreichung der VPOD-Initiative fo l­
gende «Jahr der Besinnung» alles bereits wieder im alten Geleise 
fortfährt.
Und damit müssen w ir -  unter Weglassung vieler anderer auf­
schlussreicher Gesichtspunkte -  zum Schluss kommen. Das Volks­
begehren fü r eine bundeseigene Motorfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rung hat einiges ins Rollen, aber (noch) nichts endgültig ins Lot ge­
bracht. Was erreicht wurde (w ir ersparen uns die Aufzählung, da 
sie von den Gegnern bis zum Überdruss heruntergeleiert wird), ist 
ungenügend und fü r die Zukunft ungesichert. Nur die bundeseigene 
A nsta lt kann entweder den Versicherungsmultis eine echte Kon­
kurrenz bringen (und damit der Ö ffentlichkeit endlich auch verläss­
liche Zahlen über das Versicherungsgeschäft) oder aber das private 
Monopol durch ein öffentliches, parlamentarisch kontrolliertes und 
nicht gewinnorientiertes ersetzen. Darum ist die VPOD-Initiative 
heute so nötig und unterstützenswert, wie zur Zeit ihrer Lancierung.
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Die schweizerischen Gewerkschaftsverbände 
im Jahre 1975
Heinz Anderegg

I. M itgliederbewegung
Der Schweizerische Gewerkschaftsbund zählte am Ende des ver­
gangenen Jahres 471 562 Organisierte. Damit wurde ein neuer M it­
gliederrekord erreicht. Die Zunahme von 16 327 entspricht einer Ver­
mehrung um 3,6 Prozent. Davon sind 10 730 Männer und 5 561 
Frauen. Ein Drittel der neu Organisierten sind somit Frauen, In 
Prozenten ergibt sich für die Männer eine Zunahme um 2,6 Prozent, 
dagegen bei den Frauen eine solche von 12,4 Prozent. Das starke 
W achstum bei den weiblichen Mitgliedern w irkt sich bei der Ge­
w ichtung am Gesamtbestand nur geringfügig aus. Der Ante il der 
Frauen stieg von 9 auf 10 Prozent, was zur Folge hat, dass die 
Männer von 91 Prozent auf 90 Prozent absanken. (Tabelle 1) 
Erfreulich ist die Feststellung, dass die Aufwärtsentwicklung bei 
den weiblichen Mitgliedern nun schon seit drei Jahren andauert. 
Der Index der Mitgliederentwicklung zeigt diese Bewegung. A us ­
gehend vom Jahr 1970, das mit Hundert eingesetzt ist, erreichten 
die Männer im verflossenen Jahr den Stand von 107 Punkten, die 
Frauen dagegen den Stand von 122 Punkten. (Tabelle2)

Mitgliederbewegung bei den einzelnen Verbänden

Von den 16 Verbänden vermochten 13, wenn auch in unterschied­
lichem Ausmass, ihre Bestände zu erhöhen. Fast sensationell mutet 
das Resultat bei den Metall- und Uhrenarbeitnehmern an. Sie vermoch­
ten ihren Bestand um 17484 0rganisiertezu verbessern. DieZunahme 
betrug 7,2 Prozent. Dieses Ergebnis wurde allerdings von den 
Telephon- und Telegraphenbeamten noch übertroffen. Die absolute 
Zunahme von 503 Mitgliedern ergibt ein prozentuales Wachstum von 
12,9 Prozent. Die anderen Verbände des öffentlichen Personals 
vermochten alle trotz Personalstopps ein gutes Resultat zu erzie­
len. Die Vermehrung betrug bei den Postbeamten 3,5 Prozent, bei 
der PTT-Union 2,8 Prozent, beim Verband des Personals öffent­
licher Dienste 2,6 Prozent, bei den Eisenbahnern 1,4 und beim Zoll­
personal 1 Prozent.
Das neu gegründete Syndikat der Medienschaffenden hatte eine 
andere Ausgangslage als die übrigen Verbände. Der starke Zulauf 
von 15,6 Prozent beweist jedoch, dass die Gründung dieser Gewerk­
schaft einem allgemeinen Bedürfnis entsprach.
Bei den Gewerkschaften der Privatarbeiter liegt, nach den Metall- 
und Uhrenarbeitnehmern, der Verband der Handels-, Transport- 
und Lebensmittelarbeitnehmer mit einem Wachstum von 3,3 Prozent
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Tabelle 1 Mitgliederentwicklung des SGB seit 1950

Jahres­ Zahl Mitgliederzahl Anteil am Gesamt-
ende der Total Männer Frauen mitgliederbestand

Verbände in Prozent
Männer Frauen

1950 15 377 308 333 274 44 034 88 12
1955 15 404 022 360 343 43 679 89 11
1960 15 437 006 393 656 43 350 90 10
1961 15 445 393 402 031 43 362 90 10
1962 15 451 001 408 382 42 619 91 9
1963 15 451 102 409 027 42 075 91 9
1964 15 450 682 409 119 41 563 91 9
1965 15 449 604 408 418 41 186 91 9
1966 15 444 198 405 536 38 662 91 9
1967 15 441 203 402 837 38 366 91 9
1968 15 436 524 398 754 37 770 91 9
1969 15 434 806 397184 37 622 91 9
1970 15 436 669 399 900 36 769 92 8
1971 15 437 896 401 108 36 788 92 8
1972 15 441 405 404 685 36 720 92 8
1973 15 446 382 408 684 37 689 92 8
1974 16 455 235 416 032 39 203 91 9
1975 16 471 562 426 762 44 764 90 10

an der Spitze. Ihm folgen mit 2,5 Prozent die Lithographen. Die 
Typographen nahmen um 1,4, die Bekleidungs-, Leder- und A us­
rüstungsarbeitnehmer um 1,2 und die Textil- und Chemiearbeit­
nehmer um 0,3 Prozent zu.
Drei Verbände haben weniger Mitglieder als vor einem Jahr. Stark 
betroffen sind die Bau- und Holzarbeiter. Sie verloren 5913 (5,1 Pro­
zent) Organisierte. Das Resultat erstaunt nicht. Die Baukrise schlägt 
hier voll zu Buche. Im Bauhauptgewerbe ging die Zahl der Beschäf-

Tabelle2 Mitgliederindex (1970 =  100)

Jahr Total Männer Frauen
1970 100,0 100,0 100,0
1971 100,2 100,3 100,0
1972 101,0 101,2 99,9
1973 102,2 102,2 102,5
1974 104,3 104,0 106,6
1975 108,0 106,7 121,7

Zeichenerklärungen in den Tabellen:
Es bedeuten:
ein Strich (—), wenn nichts vorkommt;
ein Stern (*), wenn die Zahl nicht bekannt oder nicht erhoben worden ist; 
ein Punkt (.), wenn eine Eintragung aus logischen Gründen nicht möglich ist. 
Bei Differenzangaben wird nur das Minuszeichen gesetzt.
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tigten vom September 1972 bis zum September 1975 von 258 878 
auf 166 977 zurück. Daraus ergibt sich ein Rückgang von mehr als 
91 000 oder 35,5 Prozent der Arbeitskräfte. Die Gewerkschaft Bau 
und Hoiz hat im gleichen Zeitraum ihren Mitgliederbestand gehalten. 
Er betrug Ende 1962 110 993 und erreichte Ende des vergangenen 
Jahres die Zahl von 111 005. Der kleinste der SGB-Verbände, die 
Seidenbeuteltuchweber, hat seit längerer Zeit Mitgliederverluste. 
Im verangenen Jahr betrug der Abgang allein 15,6 Prozent. Seiden- 
beuteltuch ist sehr stark konjunkturabhängig. A u f Grund der rezes­
siven W irtschaftslage wurden Entlassungen vorgenommen und A b ­
gänge infolge Pensionierung nicht ersetzt. Schliesslich hatten auch 
die Buchbinder und Kartonager einen leichten Rückgang, der mit
0,5 Prozent (21 Mitglieder) jedoch kaum ins Gewicht fällt.
Das gute Gesamtresultat findet seine richtige W ürdigung, wenn es 
der Situation auf dem Arbeitsmarkt gegenübergestellt w ird. Es zeigt 
sich, dass allein in der Industrie innerhalb eines Jahres 90 300 A r­
beitsplätze verschwunden sind. Interessant ist ein Vergleich über 
einen längeren Zeitabschnitt. Von 1970 bis 1975 sind rund 165 000 
Arbeitsplätze verschwunden. Der Rückgang der in der Industrie 
Beschäftigten macht im erwähnten Zeitabschnitt 18,8 Prozent aus. 
Der Gewerkschaftsbund hat in den gleichen Jahren seinen M it­
gliederbestand um 8 Prozent erhöht. Genauere Resultate liefert die 
Gegenüberstellung der Beschäftigten der Industrie (714 000) mit 
den Organisierten der in der Industrie engagierten Gewerkschaften.
1970 hatten die erwähnten Gewerkschaften (Tabelle 4) 203 873 Orga­
nisierte und Ende 1975 waren es 221 793 Mitglieder. Sie vermochten 
ihren Bestand um 17 920 oder 8,8 Prozent zu erhöhen. Mit diesen 
Beständen erreichen die SGB-Verbände in der Industrie einen Orga­
nisationsgrad von rund 31 Prozent. Dazu kamen 1975 rund 48 000 M it­
glieder der christlichen Privatarbeitergewerkschaften, was rund 
6 Prozent Organisierte ergibt. Damit wird in der Industrie allein von 
den Privatarbeitergewerkschaften ein Organisationsgrad von rund 
37 Prozent erreicht. Dabei g ilt es zu berücksichtigen, dass heute in 
vielen Industriebetrieben das Verhältnis vom Betriebspersonal zum 
Verwaltungspersonal 2:1 ist. Eingedenk aller dieser Tatsachen darf 
die These vertreten werden, dass vom Betriebspersonal mindestens 
50 Prozent organisiert sind. Abweichungen beim einen oder anderen 
W irtschaftszweig sind zweifellos vorhanden. Es spielt eine wesent­
liche Rolle, ob viele Ausländer oder auch ob ein grösser Prozent­
satz Frauen in den Betrieben arbeiten. Der Organisationsgrad beim 
Betriebspersonal ist somit relativ gut. Grosse Reserven sind beim 
Verwaltungspersonal und im Sektor Dienstleistungen zu finden. 
Einschränkend muss jedoch auf den hohen Organisationsgrad beim 
Bundespersonal hingewiesen werden. Bei total 130 633 (1974) Be­
schäftigten der Eidgenossenschaft waren beim Föderativverband 
des Personals öffentlicher Verwaltungen und Betriebe 157 000 Mit-
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glieder eingeschrieben. Wenn der Verband des Personals öffent­
licher Betriebe, der vorwiegend Mitglieder im kommunalen und 
kantonalen Sektor rekrutiert, keine Berücksichtigung findet, stehen 
den 130 633 Beschäftigten des Bundes immer noch 117126 Organi­
sierte gegenüber. Damit ist ein ausserordentlich hoher Organisa­
tionsgrad erreicht. Es darf dabei ruhig unberücksichtigt bleiben, 
dass in den erwähnten Ziffern ungefähr 10 Prozent Pensionierte 
enthalten sind. Die christlichen Gewerkschafter sind bei der Gegen­
überstellung dafür nicht enthalten und vermögen mit rund 15 000 
Organisierten diese Lücke mehr als wettzumachen.

Die Ausländer

Mit 251 878 Beschäftigten stellten die Ausländer und die Ausländer­
innen rund 35 Prozent der in der Industrie Beschäftigten. Diese sind 
vorwiegend dem Betriebspersonal zuzuordnen. Unter Berücksich­
tigung der Tatsache, dass nur zwei Drittel der Beschäftigten Be­
triebspersonal sind, darf som it festgehalten werden, dass die A us ­
länder die Hälfte des Personals in der W erkstatt stellen. Auch hier 
sind jedoch wesentliche Abweichungen nach Industriezweigen fest­
zustellen. Mit 61 Prozent Ausländern stehen die Wäsche- und die 
Schuhindustrie an der Spitze. Ihr folgen die Textilindustrie mit 50, 
die Lederindustrie mit 45 und die Tabakindustrie und die Gruppe 
Steine und Erden mit je 41 Prozent Ausländern. In der Metallindustrie 
betrug der Ausländeranteil 37 Prozent und in der Nahrungs- und 
Futterm ittelindustrie 34 Prozent. Unter dem Durchschnitt lagen die 
Maschinen- und Apparateindustrie mit 33, die Gruppe Holz und 
Kork mit 31 und die Uhrenindustrie mit 29 Prozent Ausländern. 
Geringe Anteile hatten das Graphische Gewerbe mit 25 Prozent 
sowie die Spirituosen- und Getränkeindustrie mit 19 Prozent.
Der hohe Ausländeranteil der Beschäftigten in der Industrie hat 
den Gewerkschaften schwer zu schaffen gemacht. 1960 betrug ihr 
Anteil rund 21 Prozent. Heute sind es 35 Prozent.

Die Frauen

Einleitend wurde auf das gute Ergebnis bei der Organisierung der 
Frauen hingewiesen. Diese Aussage muss relativiert werden, wenn 
der Anteil der in der Industrie Beschäftigten Frauen dem Anteil 
des im SGB organisierten Frauen gegenübergestellt wird. 1970 
stellten die Frauen in der Industrie 29 Prozent der Beschäftigten. 
Im Gewerkschaftsbund betrug der Anteil der Frauen dagegen bloss 
8 Prozent. Im Jahr 1975 standen den 28 Prozent Frauen in der 
Industrie 10 Prozent Organisierte im SGB gegenüber. Noch krasser 
wird die Sache, wenn bloss die weiblichen M itglieder der Privat­
arbeitnehmerverbände zum Vergleich herangezogen werden. Der
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Anteil betrug mit 25 688 dann noch 5,9 respektive mit 30 920 noch 
6,6 Prozent. Für das Bundespersonal liegen keine Details über die 
Anzahl der Beschäftigten Frauen vor. Immerhin darf festgestellt 
werden, dass bei einem Organisationsgrad von über 90 Prozent 
beim gesamten Personal, die Frauen ebenfalls sehr gut organisiert 
sein müssen.
Tabelle Nr. 4 gibt Auskunft über den Anteil der beschäftigten Frauen. 
In der Kolonne 4 wird der prozentuale Anteil nach W irtschafts­
zweigen ausgewiesen. Die Bekleidungs-, Wäsche- und Schuhindu­
strie hat einen Frauenanteil von 74 Prozent und damit den höchsten 
Satz. Hohe Anteile  haben auch die Tabakindustrie (51 Prozent), 
die Uhren- und die Lederindustrie mit je 48 Prozent und die Textil­
industrie mit 46 Prozent. Relativ gering ist der Anteil weiblicher 
Arbeitskräfte in der Metallindustrie (16 Prozent) und in der Maschi­
nenindustrie (19 Prozent). Von Bedeutung ist auch das Ergebnis 
der Kolonne 8 der Tabelle. Sie orientiert über den Anteil, den die 
Ausländerinnen am Total der beschäftigten Frauen ausmachen. 
Auch hier liegt die Kleider-, Wäsche- und Schuhindustrie an der 
Spitze. Die Ausländerinnen stellen 67 Prozent der Frauen. Dichtauf 
fo lg t die Textilindustrie mit 61 Prozent. 55 Prozent Ausländerinnen 
sind in der Lederindustrie und ebenfalls in der chemischen Indu­
strie beschäftigt. In der Tabakindustrie waren es 53, in der Nah­
rungs- und Futterm ittelindustrie 46 und in der Maschinenindustrie 
45 Prozent. Am Total der in der Industrie beschäftigten Frauen 
waren die Ausländerinnen mit 47 Prozent beteiligt.
Der relativ schlechte Organisationsgrad bei den Frauen in den 
SGB-Verbänden der Privatindustrie ist auf viele Gründe zurück­
zuführen. Zwei grundsätzliche Bemerkungen können gemacht wer­
den:

Erstens g ilt es zu beachten, dass im allgemeinen im Verwaltungs­
apparat mehr Frauen als Männer beschäftigt sind und diese bei der 
Organisationsstruktur der Schweizer Gewerkschaften eher bei A n ­
gestelltenverbänden organisiert werden, und zweitens kann fest­
gehalten werden, dass je mehr Frauen und insbesondere je mehr 
Ausländerinnen beschäftigt sind, der Organisationsgrad abnimmt. 
Viele Frauen gehen von der Annahme aus, ihre Berufstätigkeit sei 
bloss eine vorübergehende und nach der Verheiratung oder nach 
der Überwindung eines momentanen finanziellen Engpasses werde 
der Arbeitsplatz quittiert. Oft wird auch die Auffassung vertreten, 
es genüge, wenn ein Mitglied der Familie organisiert sei. Diese 
Feststellungen gelten in vermehrtem Masse auch fü r die Ausländer­
innen wie für die Ausländer überhaupt. Diese möchten in der 
Schweiz eine Grundlage für eine Existenz in ihren Heimatländern 
aufbauen. Sie rechnen in der Regel nicht mit einem dauernden 
Aufenthalt in unserem Land.
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Tabelle 6 Entwicklung des Mitgliederbestandes nach Regionen, 
Index 1970 =  100

Region 1970 1971 1972 1973 1974 1975

Ostschweiz1
Absolut ............
In d e x ...................

43 591 
100

43 843 
100,6

43 460 
99,7

43 516 
100,6

44 624 
102,4

46 272 
106,2

Zürich
Absolut ............
In d e x ...................

69 275 
100

68 961 
99,5

67 500 
97,4

66 646 
95,9

68 867 
99,4

72 828 
105,1

Nordschweiz2 
Absolut . . . . . . .
In d e x ...................

81 657
100

80188
98,2

82 547 
101,1

83 334 
102,1

84 928 
104,0

91 277 
111,8

Innerschweiz3
Absolut .............
In d e x ...................

13 991 
100

13 956 
99,5

13 827 
98,8

13 850 
99,0

14119
100,9

15 279 
109,2

Bern
Absolut .............
In d e x ...................

84 885 
100

84 477 
99,5

83 836 
98,7

85 181 
100,3

86 935 
102,4

93 252 
109,9

W estschweiz4
Absolut .............
In d e x ...................

115 383 
100

116 641 
101,1

118 706 
102,9

121 495 
105,2

122 555 
106,2

118 564 
102,7

Tessin
Absolut .............
In d e x ...................

20 535 
100

21 730 
105,8

22 897 
111,5

24 635 
119,9

24 782 
120,7

25 558 
124,4

Ganze Schweiz5
Absolut .............
In d e x ...................

436 689 
100

437 896 
100,2

441 405 
101,0

446 382 
102,2

455 235 
104,3

471 562 
108,0

1 Glarus, Schaffhausen, App. A .Rh., App. I.Rh., St. Gallen, Graubünden, 
Thurgau

2 Solothurn, Basel-Stadt, Basel-Land, Aargau
3 Luzern, Uri, Schwyz, Nidwalden, Zug
4 W aadt, W allis, Neuenburg, Freiburg, Genf
5 Inkl. Einzelmitglieder

Die Tabelle 6 gibt Auskunft über die Entwicklung nach Regionen. 
!n den deutschsprachigen Landesteilen ist erstmals seit Jahren 
ein deutlicher Mitgliederzuwachs zu verzeichnen. Dagegen ist in 
der welschen Schweiz erstmals seit mehr als 30 Jahren ein Mit- 

* gliederrückgang feststellbar. Dieser Umstand mag darauf zurück­
zuführen sein, dass im Welschland der Konjunktureinbruch heftiger 
war. Zudem ist der Organisationsgrad im Welschland höher als in 

I der Deutschschweiz, und ein Personalabbau macht sich in der Folge
direkter bemerkbar. Erfreuliches ist aus dem Kanton Tessin zu 
berichten. Trotz bereits hohem Organisationsgrad konnten noch 
einmal 4 Prozent neue Mitglieder gewonnen werden.
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Tabelle 7 Föderativverband des Personals öffentlicher Verwaltungen 
und Betriebe

Zahl der Mitglieder
1972 1973 1974 1975

•Schweizerischer Eisenbahnerverband . 58 029 57 701 57 915 58 715
•Verband des Personals öffentlicher

D ie n s te ............................................................ 39157 39 215 39 022 40 030
*P TT-U n ion  .................................................... 23 532 23 788 24 139 24 663
•Verband schweizerischer Postbeamter 5 677 5 757 5 747 5 954
•Verband schweizerischer Telephon-

und Telegraphenbeam ter......................... 3 776 3 882 3 911 4 329
•Schweizerischer Metall- und Uhren-

arbeitnehmer-Verband, Gruppe Militär­
betriebe .......................................................... 1 550 1 560 1 590 1 753

•Verband schweizerisches Zollpersonal 3 552 3 534 3 528 3 563
Personalverband der allgemeinen
Bundesverwaltung ....................................... 12 298 12 685 13 007 13 338
Verband schweizerischer Zollbeamter .. 1 242 1 219 1 199 1 251
Schweizerischer Posthalterverband ___ 3 582 3 538 3 544 3 560

Total 152 395 152 879 153 602 157156
•D em  Schweizerischen Gewerkschafts­

bund angeschlossen ................................. 135 273 135 437 135 852 139 007
Dem Schweizerischen Gewerkschafts­
bund nicht angeschlossen......................... 17 122 17 442 17 750 18149

Tabelle 8 Vereinigung schweizerischer Angestelltenverbände (VSA )

Zahl der Mitglieder
1972 1973 1974 1975

Schweizerischer Kaufmännischer Verein 64 450 64 460 64 610 72 315
Verband schweizerischer Angestellten­
vereine der Maschinen- und Elektroindu­
strie (V S A M ) .................................................. 20164 20 391 21 021 23147
Union Helvetia ................................................ 16 248 15 996 16 073 16 037
Schweiz. Verband Technischer Betriebs­
kader SVTB  .................................................... 13 668 13 696 13 742 14 752
Schweizerischer B aukader-Verband___ 4 339 4 586 4 613 5 213
Schweizerische Laboranten-Vereinigung 2 233 2 212 2 278 2 273
Schweizerischer M usikerverband............. 1 471 1 492 1 324 1 475
Schweizerische Vereinigung der Han­
delsreisenden «Herm es» ........................... 890 878 855 680
Schweizerischer Verband der Versiche­
rungsinspektoren und Agenten ............... 1 002 904 1 023 945
Verband schweizerischer Vermessungs­
techniker .......................................................... 1 038 1 070 1 089 1 085
Angestelltenverein des Schweizer Buch­
handels .............................................................. 594 668 575 687
Schweizerischer Verband angestellter 
Drogisten «Droga Helvetica» ................... 347 350 374 430

Total 126 444 126 703 127 577 139 039
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Die Entwicklung der übrigen Arbeitnehmerorganisationen ist in den 
Tabellen 7-10 dargestellt. Sie vermochten alle ihre Mitgliederzahl 
zu erhöhen. W ie w ir schon weiter oben dargelegt haben, sind im 
D ienstleistungssektor noch die grössten Reserven fü r die Rekru­
tierung von Mitgliedern vorhanden. Der Konjunktureinbruch und 
die damit verbundene A ngst um den Arbeitsplatz hat auch in 
Kreisen der Angestellten die Bereitschaft zum Eintritt in die Berufs­
organisation gefördert.

Tabelle 9 Christlichnationaler Gewerkschaftsbund (CNG)

Zahl der Mitglieder
1972 1973 1974 1975

Christlicher M etallarbeiterverband...........
Christlicher Holz- und Bauarbeiterver­

26 790 26 022 26115 30 383

band ...................................................................
Christlicher Chemie-, Textil-, Beklei- 
dungs- und Papier-Personalverband . . .  
Gewerkschaft des christlichen Verkehrs­

33 189 34 663 35 184 34 543

10 008 10 286 10 071 10 841

personals ..........................................................
Schweizerischer Verband des christ­

6 644 6 590 6 728 6 765

lichen P T T -P e rs o n a ls .................................
Christlicher Transport-, Handels- und

6 987 7 245 7 303 7 735

Lebensm ittelarbeiterverband..................... 3 800 3 720 3 690 3 702
Christlichnationaler Angestelltenverband 
Schweizerische Graphische Gewerk­

2 551 2 392 2 504 2 601

schaft ................................................................
Verband des christlichen Staats- und

2 654 2 669 2 695 3 023

G em eindepersonals...................................... 2 874 2 904 3 070 3 931
Christlicher Landarbeiter-Bund ............... 678 681 714 722
Christliches Bundespersonal ................... 632 640 651 658
Ungarn-Verband ............................................
Tschechoslowakischer Verband christ­

604 632 643 703

licher Arbeitnehmer der S c h w e iz ........... 405 407 417 454

Total 97 816 98 851 99 785 106 061

Tabelle 10 Weitere Arbeitnehmerorganisationen

Zahl der Mitglieder

Schweizerischer Verband evangelischer
Arbeiter und Angestellter .........................
Landesverband freier Schweizer Arbeiter
Schweizerischer Lehrerverein ...................
Zentralverband des Staats- und
G em eindepersonals......................................
Schweizerischer Bankpersonalverband . 
Verband schweizerischer Polizeibeamter

1972 1973 1974 1975

13 868 13 754 13 765 14 795
18411 19 872 20 093 21 475
20 003 21 391 20 858 23 778

24 730 25 420 26 500 27 800
20 210 22 348 23 321 26 306
12160 12 529 12 896 13 273
19 875 20 485 20 781 24 275
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II. D ie Sozialieistungen im Jahre 1975

Mit 187,3 Millionen Franken hatten die Versicherungs- und Fürsorge­
kassen im vergangenen Jahr eine Leistung zu erbringen, die um 
47 Prozent über den Zahlungen des Vorjahres liegen. Die starke 
Zunahme der Ausgaben ist hauptsächlich auf die Mehraufwen­
dungen für die Arbeitslosenversicherung zurückzuführen. Der A u f­
wand stieg von 774 000 Franken im Vorjahr auf die Summe von rund 
54 Millionen und entsprach damit 29 Prozent der Gesamtaufwen­
dungen.

Tabelle 11 Die Sozialleistungen im Jahre 1975
ln Franken

1974 1975
Arbeitslosenunterstützung................... 774 016 54 041 483
Kranken- und Unfallunterstützung
(inkl.W öchnerinnenunterstützung . . . 101 261 582 105 024 1 98
A lters-, Sterbe- und Invalidenunter­
stützung ...................................................... 19 733 925 22 768 077
Notlageunterstützung ........................... 733 078 717 044
Reise- und Umzugsunterstützung . . . 362 007 368 619
Rechtsschutzunterstützung................. 447 320 508 247
Beiträge für gewerkschaftliche Aktio­
nen ................................................................. 150 886 168 512
Aufwendungen für Sozialtourismus . 1 180 771 1 144 448
Ausgaben für Bildungszwecke (inkl.
B eru fsb ildung).......................................... 1 228 025 1 490 929

Total 127 094 386 187 359 701

Von der erwähnten Summe (54 Millionen Franken) hatten die Metall- 
und Uhrenarbeitnehmer 38 Millionen, die Bau- und Holzarbeiter 
8,2 Millionen, die Typographen 3,3 Millionen, die Lithographen 2 M il­
lionen und die Buchbinder-und Kartonager 300 000 Franken auf­
zubringen. Diese fün f Gewerkschaften stehen mit ihren Pro-Kopf- 
Aufwendungen an der Spitze. Die Kasse der Lithographen musste 
pro Mitglied 328 und diejenige der Typographen 209 Franken aus­
bezahlen. Es folgen die Metall- und Uhrenarbeitnehmer mit 263 Fran­
ken, die Buchbinder- und Kartonager mit 83 und die Bau- und Holz­
arbeiter mit 73 Franken. Etwas geringer waren die Ausgaben der 
drei übrigen Verbände mit einer Arbeitslosenkasse. Bei der Gewerk­
schaft Textil, Chemie, Papier betrug der Aufwand 49, bei den Han­
dels-, Transport- und Lebensmittelarbeitern 43 und bei den Beklei- 
dungs-, Leder- und Ausrüstungsarbeitern 40 Franken pro O rgani­
sierten. Die Situation entspricht ziemlich genau der Lage auf dem 
Arbeitsmarkt. Diejenigen Verbände, die ihre M itglieder in W irt­
schaftszweigen rekrutieren, wo die stärksten konjunkturellen Ein­
brüche erfolgten, hatten die grössten Summen aufzubringen. Eine 
Ausnahme scheint im Baugewerbe zu bestehen. Trotz dem Abbau
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von fast 100 000 Arbeitsplätzen waren die Pro-Kopf-Aufwendungen 
mit 73 Franken eher gering. Dieser Umstand ist auf die Tatsache 
zurückzuführen, dass die A rbeits losigke it teilweise durch den Abbau 
von Ausländern exportiert wurde und unsere Arbeitslosenkassen 
dadurch nicht belastet wurden.
Der grossie Brocken, die Kranken- und Unfallunterstützung, hat mit 
mehr als 105 Millionen Franken 56 Prozent der Mittel beansprucht. 
Ebenfalls beachtlich zugenommen haben die Leistungen aus den 
Kassen für die A lters-, Sterbe- und Invalidenunterstützung. Der 
Mehraufwand von rund 3 Millionen liegt um rund 15 Prozent über 
dem Ergebnis des Vorjahres. Schliesslich mussten auch fü r den 
Rechtsschutz 14 Prozent mehr Mittel eingesetzt werden. Man darf 
annehmen, dass der konjunkturelle Einbruch auch auf die beiden 
letztgenannten Selbsthilfeeinrichtungen, Auswirkungen gehabt hat. 
Ä ltere Kollegen wurden zwangspensioniert oder vorzeitig in den 
Ruhestand versetzt. Dadurch wurden im vergangenen Jahr erhöhte 
Auszahlungen verursacht. Der Rechtsschutz musste vermehrt be­
nutzt werden, um vertragliche Ansprüche, die auf Grund der rezes­
siven W irtschaftslage oft nicht geleistet wurden, einzutreiben. 
Schliesslich wurden auch die Ausgaben fü r Bildungszwecke um 
beachtliche 20 Prozent erhöht. Seit 1970 ergibt sich in diesem Sektor 
der Tätigkeit sogar eine Steigerung der Ausgaben von über 50 Pro­
zent. Geringfügig sind die Mehrausgaben bei der Reise- und Um­
zugsunterstützung und bei den Beiträgen für gewerkschaftliche 
Aktionen.
Tabelle 12 g ib t Auskunft über den Einsatz an M itteln nach Verbänden. 
Die Metall- und Uhrenarbeitnehmer hatten als grösster Verband 
104 Millionen Franken an Leistungen zu erbringen. Damit finanzier­
ten sie 56 Prozent der Totalaufwendungen. Es folgten die Bau- und 
Holzarbeiter mit der Summe von 50 Millionen oder 27 Prozent der 
Leistungen. Die beiden grossen Verbände haben som it 83 Prozent 
des Aufwandes aus den Versicherungs- und Fürsorgekassen er­
bracht. Unschwer ist auf Grund der Tabelle das unterschiedliche 
Angebot an Selbsthilfeeinrichtungen bei den Verbänden festzustel­
len. Die Gewerkschaften des öffentlichen Personals haben, im 
Gegensatz zu den Privatarbeitergewerkschaften, keine eigenen Kas­
sen für die Arbeitslosen und für Kranken- und Unfallunterstützung. 
Die «Öffentlichen» leisten auch keine Reise- und Umzugsunter­
stützung. Die Tabelle darf daher nicht dazu verleiten, dass Quer­
vergleiche zwischen den einzelnen Verbänden gemacht werden.
In der letzten Tabelle werden die Leistungen der verschiedenen 
Versicherungs- und Unterstützungseinrichtungen über mehrere 
Jahre dargestellt. Auch diese Zahlen sind mit der nötigen Vorsicht 
zu interpretieren, da zum mindesten die veränderten M itglieder­
bestände und die hohen Teuerungsraten der vergangenen Jahre 
sich in den erhobenen Angaben niedergeschlagen haben.
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Frankreichs Jugend ohne Arbeit
Josef Hermann

Das Problem der arbeitslosen Jugend stellt sich heute in vielen 
Industrieländern. In Frankreich hat dieses Problem besondere 
Aspekte. Jeder zweite Arbeitslose ist hier unter 25 Jahre alt. Wenn 
man die aus der Schule und den höheren Bildungsanstalten entlas­
senen jungen Menschen dazu zählt, gibt es gegenwärtig etwa 
600 000 junge Leute, die eine Arbeitsstelle suchen, zumeist einen 
ersten Posten. Die Hälfte unter ihnen ist beruflich nicht ausgebildet. 
Die berufliche Schulung geht auch in Frankreich verschiedene 
Wege. Sie kann in den Berufsschulen erfolgen und wird mit dem 
CAP (Certificat d’aptitude professionnel) abgeschlossen, einem T i­
tel, der in deutscher Übersetzung heissen könnte: Zeugnis der beruf­
lichen Eignung. Der in der Berufsschule Ausgebildete stellt bereits 
eine M ittelstufe zwischen dem Studenten und dem zumeistim  Hand­
werksbetrieb ausgebildeten Lehrling. Diese Mittelstufe lässt übrigens 
das Ziel einer weiteren Schul- und Studienreform erkennen, die die 
berufliche Ausbildung aufgrund einer sorgfältig durchgeführten 
Berufsbildung ebenso obligatorisch erklären wird wie den Schul­
besuch bis zum 16. Lebensjahr, der heute für alle gilt. Der W ille, zu 
diesem Ziel zu gelangen, ist beim Gesetzgeber vorhanden. Was 
fehlt, sind die Mittel, um diesen W illen in die Tat umzusetzen.
Der andere Weg der Berufsschulung ist jener der Lehrlingsausbil­
dung. Bestenfalls 10 Prozent der Schulentlassenen bekommen Lehr­
stellen. Sie erhalten hier ihre berufliche Ausbildung, die vor allem 
fü r jene Berufsgruppen nützlich ist, deren Ausbildung in den Schu­
len nicht erfolgen konnte. In wenigen W irtschaftsgruppen ist die 
Lehrlingsausbildung gut organisiert, in anderen vermittelt sie keines­
wegs die heute nötigen beruflichen Kenntnisse. Entweder ist der 
Betrieb klein und verfügt nicht über moderne Produktionsmittel, 
oder der betreffende Betriebsinhaber hat selbst nicht das nötige 
W issen, um den Lehrling auszubilden. So kommt es, dass auch aus 
diesem Grunde viele Lehrlinge ihre Lehrplätze wechseln. Eine 
Untersuchung ergab, dass 25 Prozent der Lehrlinge in den Gross­
betrieben bereits zwei bis vier Experimente hinter sich hatten, bis sie 
in einem Grossbetrieb eine der seltenen Lehrstellen bekommen 
hatten. Das heisst, sie haben nicht nur zwei- bis viermal ihren A r­
beitsplatz gewechselt, sondern zumeist auch ihren Beruf. Der Pro­
zentsatz steigt bei jenen, die in Klein- und Mittelbetrieben tätig sind, 
auf 56 Prozent.
Diese Tendenz zur Unstabilität bei Jugendlichen zeigt unter anderem 
auch die Bedeutung der beruflichen Vorbereitung in dem Augen­
blick, da die Schule definitiv verlassen wird. Etwa 30 Prozent der 
Lehrlinge sind Mädchen. Ihre berufliche Ausbildung ist zumeist auf
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bestimmte Berufsgruppen beschränkt, vor allem auf die sogenannten 
Frauenberufe: Schneiderin, Verkäuferin oder Büroangestellte. Nur 
langsam kommt man zur Erkenntnis, dass die Frauen heute ja 
eigentlich in fast allen Berufsgruppen tätig sind und sich ihre Be­
rufsausbildung dementsprechend verändern muss. Etwa 7,5 M il­
lionen Frauen sind in Frankreich berufstätig. In dieser mangelhaften 
Berufsausbildung ist ein Teil jener Ursachen zu suchen, warum die 
Frauenlöhne geringer sind als die Männerlöhne.
In Frankreich hat das Problem der Berufsschulung seine besonderen 
Aspekte. Die Zahl der Lehrstellen ist sehr klein, die Zahl der Berufs­
schulen ist gering und ebenso gering die Zahl der Arbeitgeber, die 
bereit sind, junge Menschen ohne berufliche Erfahrung einzustellen. 
Nicht, dass sie gegen jugendliche Mitarbeiter wären. Aber sie 
haben keine Zeit und keine Möglichkeit, die jungen Leute zu schulen; 
die Jungen müssen, wenn sie in das Unternehmen eintreten, bereits 
ihren Job kennen und die nötigen beruflichen Erfahrungen haben, 
um sofort voll eingesetzt zu werden. Aber niemand ist bereit, ihnen 
die Möglichkeit zu geben, sich diese überall geforderte berufliche 
Erfahrung anzueignen.
Wenn die Berufsschulung an die tatsächlichen Bedürfnisse der 
W irtschaft angepasst wäre, würden nicht so viele junge Leute arbeits­
los sein, erklärt man in den Kreisen der Industrie. Aber die Realität 
ist komplizierter. Zunächst steht es fest, dass die Arbeitslosigkeit 
der Jugend auf die ungenügende Zahl von neu geschaffenen Arbeits­
plätzen zurückzuführen ist. Der beruflichen Ausbildung wurden 
nicht genügend Mittel zur Verfügung gestellt. Und überdies setzt 
ein immer grösserer Teil der jungen Menschen den Schulbesuch 
heute bis zum A b itu r fort und versucht weiter zu studieren, ohne sehr 
viel Aussich t zu haben, selbst mit Universitätsdiplomen A rbe its­
plätze zufinden, die ihren Kenntnissen entsprechen. Bei der Schlaf­
wagengesellschaft «Wagons lits» sind 2000 Kondukteure beschäf­
tig t. Etwa 500 unter ihnen haben ein oder mehrere Universitäts­
diplome in der Tasche. Ja, es ergibt sich heute die Tatsache, dass 
man ohne Diplom höherer Schulen rascher zu einem Arbeitsplatz 
kommt, weil die Arbeitgeber zögern, einem Mann mit Universitäts­
diplom einen Posten anzubieten, der nicht seinem Niveau entspricht 
und entsprechend entlohnt wird.
Zugleich aber kommen jedes Jahr Hunderttausende junger Leute 
ohne jedes Diplom und ohne jede berufliche Ausbildung auf den 
Arbeitsmarkt. Der Berufsberatung fä llt gewiss eine wesentliche Rolle 
zu. Und es steht fest, dass diese Rolle nicht den Erfordernissen der 
w irtschaftlichen und technologischen Entwicklung entspricht. 
Zunächst ist ja die Berufsberatung in Frankreich obligatorisch. Sie 
setzt ein, wenn sich der Jugendliche noch im Schulunterricht be­
findet. Übrigens werden auch die Schüler der höheren Bildungs­
anstalten immer mehr dazu angehalten, sich Eignungsprüfungen zu
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unterziehen. Das Problem ist, dass die Ratschläge des Berufs­
beraters nicht immer befolgt werden. Jeder ist frei, den Beruf zu 
wählen,den erausübenw ill. Die Berufsberatung prü ftled ig lich .obder 
Betreffende für den von ihm ausgewählten Beruf geeignet ist. Ist das 
nicht der Fall, dann wird ein anderer Berufsweg empfohlen. Aber das 
hindert nicht, dass sich jedes Jahr etwa der dritte Teil der Schüler 
auf dem Berufsweg nicht zurechtfinden, entweder weil sie dem Rat 
des Berufsberaters nicht folgten oder den Beruf selbst aufgaben. 
Die Eltern wollen anderseits fü r ihre Kinder zumeist eine soziale 
Promotion. Sie sollen es, so wünschen sie es sich, «besser» haben 
und in der sozialen Hierarchie höher steigen. Das mag begrüssens- 
wert sein und durchaus verständlich, bringt aber mit sich, dass die 
höheren Schulen überfüllt sind und die Universitätsdiplome immer 
weniger Bewertung finden. Es gibt im Unterrichtswesen Tausende, 
die einen Posten suchen; aber die französische Metallindustrie be­
schäftigt Schweisser und Dreher aus der Bundesrepublik, weil man 
sie auf dem französischen Arbeitsmarkt nicht f in d e t...
Es ist oft erst im Laufe des Unterrichts in der Berufsschule möglich, 
festzustellen, ob dereingeschlagene Weg der richtige war oder ob es 
günstiger wäre, ihn zu wechseln. Die drei Jahre, die der Jugendliche 
in der Berufsschule verbringt, haben übrigens nicht den gleichen 
W ert wie früher. Heute wird versucht, soweit das überhaupt unter 
den gegenwärtigen Gegebenheiten der Berufsschulung möglich ist, 
eher die Grundlage für eine berufliche Ausbildung zu legen, als dass 
man sich um eine spezifische berufliche Qualifikation kümmert. Im 
übrigen streben sowohl die Lehrer als auch die Verantwortlichen 
der W irtschaft danach, das System des «Certificat d'aptitude pro­
fessionnel» einer Revision zu unterziehen. DerTrend geht nach einer 
allgemeinen Berufsbildung, die es dem jungen Menschen in der 
Folge ermöglicht, sich zu spezialisieren, wenn er es w ill. Eine poly­
valente Berufsschulung lässt ihm den Weg frei, sich allen Transfor­
mationen anzupassen, die sich in seiner Berufstätigkeit ergeben 
können. Vergessen w ir nicht, dass die technische und vor allem 
technologische Entwicklung immer neue Anpassungen eines 
Grundberufs erfordert. Aber eine ständige Adaptation der beruf­
lichen Ausbildung an die Erfordernisse des Arbeitsmarktes, wie es 
der französische Industriellenverband fordert, is t in der gegenwär­
tigen Situation und wohl auf lange Sicht hinaus illusorisch. Gerade 
die technologische Entwicklung vor allem aber die Schwankungen 
der wirtschaftlichen Aktivitäten sind doch heute derart, dass jede 
mittel- oder gar langfristige Planung in das Reich der Utopie zu ver­
weisen ist. Wieviel Unternehmer sind denn heute in der Lage, zu 
wissen, wieviel Arbeitskräfte sie in zwei, drei oder vier Jahren benö­
tigen werden? Aber es braucht Zeit, um die berufliche Schulung an 
neue technologische Formen oder an Produktionstendenzen anzu­
passen, entsprechende Schulungsprogramme und entsprechende
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Lehrkräfte vorzubereiten. Das alles geht nicht von heute auf morgen. 
Und allzu oft kam es in der Vergangenheit vor, dass man mehrere 
Jahre hindurch Arbeiter, Techniker und Ingenieure für eine be­
stimmte Berufsgruppe ausbildete, die dann, nach Abschluss der 
Schulung, eine immer grössere Mühe hatten, einen Arbeitsplatz zu 
finden, weil der Bedarf an Arbeitskräften in einem bestimmten Be­
rufssektor oft ebenso rasch verschwindet wie er auftaucht.
Ein Gesetz über die berufliche Weiterbildung sieht übrigens vor, dass 
alle jungen Arbeiter im A lte r von weniger als 18 Jahren und alle 
Lehrlinge bis zum 19. Lebensjahr während der A rbeitszeit die Mög­
lichkeitbekommen müssen, beruflicheSchulungskursezu besuchen. 
Die zur Verfügung gestellte A rbeitszeit darf allerdings 8 Stunden in 
der Woche oder 300 Stunden im Jahr nicht überschreiten, und sie 
muss entschädigt werden. Jene jugendlichen Arbeiter aber, die 
keine Berufsausbildung bekommen haben, als sie die Schule ver- 
liessen, können im Rahmen der Organisation der beruflichen Er­
wachsenenbildung einen Beruf erlernen. Nach dem Gesetz haben 
die Arbeitnehmer das Recht, von ihrem Unternehmen einen Urlaub 
fü r ihre Berufsschulung zu beanspruchen, dieser Urlaub kann die 
Dauer bis zu einem Jahr erreichen, wobei unter bestimmten Voraus­
setzungen der bisherige Lohn weiterbezahlt wird.
Die 13,5 Prozent der jungen Arbeitslosen, die eine höhere Berufs­
ausbildung haben als das CAP, und die 50 Prozent, die über ein der­
artiges A ttest verfügen, werden in einer besseren Konjunkturent­
wicklung, wenn der w irtschaftliche Aufschwung kräftiger einsetzt, 
eine Arbeitsstelle finden können. Oft nach einer kurzfristigen zu­
sätzlichen Berufsanpassung. Aber die Situation der etwa 300 000 
jugendlichen Arbeitslosen, die überhaupt keine berufliche Schulung 
haben, ist weit schlimmer. Nach den Erhebungen des offiziellen sta­
tistischen Amtes in Paris aus dem Jahre 1972 hatten am 1. Januar
1971 25,2 Prozent der jungen Leute zwischen 16 und 19 Jahren über­
haupt keine berufliche Schulung. Die Situation hat sich seither nicht 
verbessert. Diese Feststellung beweist aber anderseits, dass es im 
französischen Schulwesen Lücken gibt. Was geschah denn, als man 
die Verlängerung der Schulpflicht von 14 auf 16 Jahre beschlossen 
hatte? Statt dass man fü r jene, die in der Schule zurückgeblieben 
waren, eine Nachholschulung organisiert hätte, begnügte man sich, 
Klassen einzurichten, in denen die jungen Leute zwischen 14 und 16 
die Zeit verbrachten, ohne dass sie fü r eine praktische berufliche 
Vorschulung genützt worden wäre. Erst jetzt kommt man darauf, 
wieviel man versäumt hat. Die Organisation der beruflichen Erwach­
senenbildung, die nicht einmal in der Lage ist, die berufslosen Er­
wachsenen zu schulen, weil die technischen und finanziellen Mög­
lichkeiten nicht in ausreichendem Masse vorhanden sind, kann sich 
nicht auch noch um die Hunderttausende von berufslosen Jugend­
lichen bekümmern.
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Die Regierung beschloss eine Reihe von Massnahmen, um die 
Unternehmen anzuhalten, mehr jugendliche Arbeitssuchende auf­
zunehmen. Jene Arbeitgeber, die einen jugendlichen Arbeitssuchen­
den im A lte r bis zu 25 Jahren aufnehmen, erhalten während sechs 
Monaten jeden Monat eine Prämie von 300 Francs. A lle  Unterneh­
men erhalten ferner eine Prämie, wenn sie jugendliche Arbeitslose 
anlernen. Während der Schulungszeit von zwei bis drei Monaten 
wird ihnen ein Betrag zuerkannt, der dem vollen Mindestlohn gleich­
kommt und für weitere drei Monate erhalten die Arbeitgeber jeweils 
30 Prozent des Mindestlohnes. A ll diese Prämien aber werden nur 
dann gewährt, wenn der Arbeitgeber mit dem jungen Arbeitslosen 
einen Vertrag von mindestens einem Jahr abschliesst. Die D ip lo­
mierten, die sich bei der Arbeitslosenverm ittlung melden, erhalten 
nach drei Monaten die normale Arbeitslosenunterstützung, ebenso 
die Abiturienten und jene, die eine Berufsschulung absolvierten, 
wenn sie bei der Arbeitsverm ittlung angemeldet sind und sechs 
Monate vergeblich auf eine Vermittlung gewartet haben. Der Gesetz­
geber hofft, etwa 100 000 bis 200 000 Jugendliche vom Arbeitsm arkt 
abziehen zu können. Ob sich diese Erwartungen erfüllen werden, ist 
eine offene Frage.
Das Problem der arbeitslosen Jugend ist in Frankreich von schwer­
wiegender Bedeutung. Eine Teillösung wäre möglich, wenn ein 
Konjunkturaufschwung einsetzen würde und der Produktions­
fo rtschritt durch viele Jahre hindurch 5 Prozent erreichen könnte. 
Man muss sich auch bewusst werden, dass die Mentalität der Jungen 
von heute eine andere ist als noch vor 15 und 20 Jahren, dass diese 
jungen Leute heute auf die Dauer nicht akzeptieren, mit einem be­
ruflichen Diplom in derTasche zu Bedingungen arbeiten zu müssen, 
die dem Mindestlohnsatz gleichkommen. Sie bücken sich ungern 
und sie beugen sich nicht; und wenn es auch feststeht, dass die 
Jugend Frankreichs in ihrer Mehrheit nicht politisiert ist, so genügt 
ein Funke, um das Pulverfass zum Explodieren zu bringen. W ie im 
Mai 1968. Mit anderen Konsequenzen. Die Jugend fordert von der 
Gesellschaft, dass sie ihr die Möglichkeit gibt, entsprechend ihrer 
Fähigkeiten zu arbeiten und soviel zu verdienen, dass sie normal 
leben kann. Und sie fordert das eindringlich und kompromisslos.
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Entschliessung des Europäischen Gewerkschaftsbundes
(EGB):

Demokratisierung der Wirtschaft — Multinatio­
nale Konzerne

In der Erwägung, dass

-  seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges in allen Ländern W esteu­
ropas bei den Arbeitnehmern das Bewusstsein um die Notwendig­
keit der Demokratisierung des wirtschaftlichen Lebens gewachsen 
ist;

-  es in freiheitlich-demokratischen Gesellschaften nicht länger an­
nehmbar ist, demokratische Mitwirkungs- und Mitspracherechte 
auf den staatlich-politischen Bereich zu beschränken, sondern 
insbesondere der Unternehmensbereich eingeschlossen werden 
muss;

-  autoritäre Verfügungsrechte über Produktionseigentum und den 
Einsatz von Menschen in den Unternehmen nicht mehr in die Land­
schaft einer freien pluralistischen Demokratie passen;

-  die Arbeitnehmer in den Betrieben und Unternehmen das Recht 
erhalten müssen, durch wirksamere Beteiligung an den Entschei­
dungen der Unternehmen über ihreigenes Schicksal und das ihrer 
Familien mitzubestimmen;

-  die in den einzelnen Ländern bestehenden Vertretungs- und M it­
wirkungsrechte der Arbeitnehmer in den Unternehmen der priva­
ten W irtschaft schon in ihrem jetzigen W ert vermindert werden, 
weil die grossen multinationalen Konzerne die wichtigen Entschei­
dungen zentral und ohne Rücksicht auf nationale, regionale oder 
lokale Bedürfnisse treffen;

-  diese multinationalen Konzerne sich mit ihren Entscheidungen in 
w irtschaftlichen und sozialen Angelegenheiten noch mehr als 
andere Unternehmen demokratischen Kontrollen entziehen kön­
nen, weil es fü r ihre Tätigkeit keine wirksame internationalen Kon- 
tro llinstrum ente gibt;

-  es dringend erforderlich ist, die multinationalen Konzerne in ein 
neues internationales Ordnungssystem einzugliedern, damit sie 
tatsächlich dem wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und sozialen 
Fortschritt dienen können;

-  die Aufste llung von allgemeinen und unverbindlichen Verhaltens­
regeln fü r multinationale Konzerne nur als Vorbereitung fü r ein 
solches Ordnungssystem nützlich ist, weil in der Praxis das priva­
te Gewinninteresse stärker ist als der moralische Druck, der von 
Verhaltensregeln ausgehen würde;
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-  es deshalb unerlässlich ist, in geeigneter Form gesetzliche Be­
stimmungen zu schaffen, mit deren Hilfe den Tätigkeiten der m ulti­
nationalen Konzerne mehr Transparenz verliehen wird;

beschliesst der Kongress des EGB,

-  alle Bemühungen seiner angeschlossenen Organisationen zu 
unterstützen, in ihren Ländern auf der Basis der bereits vorhande­
nen gesetzlichen und kollektivvertraglichen Regelungen in den 
Betrieben und Unternehmen verbesserte oder zusätzliche Ver- 
tretungs- und Mitwirkungsrechte zu erkämpfen, mit dem Ziel, für 
alle Arbeitnehmer mehr Einfluss auf die Gestaltung des einzelnen 
Arbeitsplatzes und auf den Arbeitsablauf in den Betrieben sowie 
einen grösseren Einfluss auf die Unternehmensentscheidungen 
zu gewinnen;

-  bei diesen Bemühungen der bis heute vielfach ungenügenden 
Inform ationspflicht der Unternehmen gegenüber den Vertretern 
der Arbeitnehmer besondere Beachtung zu schenken und insbe­
sondere die Notwendigkeit der Verbesserung der Informations­
qualität und des Informationsumfanges zu betonen;

-  die von einigen M itgliedsorganisationen gemachten Vorschläge 
fü r die Einführung einer demokratischen Vermögensbildung zu 
unterstützen. Diese A rt von W irtschaftsdemokratie gewährleistet 
den Lohn- und Gehaltsempfängern einen höheren Grad von M it­
bestimmung und führt gleichzeitig zu einer gerechteren Verteilung 
des Vermögenszuwachses, der in den Unternehmen erarbeitet 
w ird;

erhebt der Kongress des EGB folgende Forderungen:

-  Die Demokratisierung im wirtschaftlichen Leben muss auf allen 
Ebenen gefördert werden -  im Betrieb, im Unternehmen, in den 
Sektoren der W irtschaft, in den Regionen und in der Gesamtwirt­
schaft der einzelnen Länder sowie bei Staatengemeinschaften 
wie EG und EFTA; die Regierungen der Länder müssen diesen 
Prozess mittragen und, soweit es notwendig ist, gesetzliche Rege­
lungen treffen;

-  die Regierungen der Mitgliedstaaten der EG und der EFTA müssen 
besonders in Fragen, die das Gesellschaftsrecht und im Zusam­
menhang damit die Vertretungs- und Mitwirkungsrechte der A r­
beitnehmer in den Unternehmen betreffen, Zusammenarbeiten, 
um zu gleichartigen und gleichwertigen Lösungen zu gelangen;

-  der M inisterrat der EG wird aufgefordert, seine Arbeiten am Statut 
fü r eine Europäische Aktiengesellschaft zu beschleunigen, damit 
fü r die internationale Zusammenarbeit zwischen den Unterneh­
men bald ein rechtlicher Rahmen zur Verfügung steht, der es den
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Arbeitnehmern der jeweiligen Unternehmen ermöglicht, ihre M it­
wirkungsrechte über nationale Grenzen hinaus auszuüben; 
auf der Ebene der EG ist ein rechtliches Instrument zu schaffen, 
mit welchem Unternehmenszusammenschlüsse im Hinblick auf 
die sozialen und wirtschaftlichen Zielsetzungen der Gemein­
schaftspolitik präventiv geprüft werden können; ein erster Schritt 
dazu muss sein, dass der M inisterrat der EG den Verordnungs­
vorschlag über die Kontrolle der Unternemenszusammenschlüsse 
bald verabschiedet;
der Kongress bekräftigt den Inhalt der Entschliessung des Exe­
kutivausschusses des EGB vom 6. Februar 1975, in der bei den herr­
schenden Unternehmen von multinationalen Konzernen oder von 
multinationalen Unterkonzernen die Einrichtung eines Informa­
tions- und Konsultationsorganes für die Arbeitnehmervertreter 
aller dem Konzern zugehörigen Gesellschaften gefordert wird ; die 
Institutionen der EG und der EFTA sollten in dieser Frage Zusam­
menarbeiten und den Weg fü r eine gesamteuropäische Regelung 
bereiten;
auf dem Gebiet der Koordinierung des Gesellschaftsrechtes muss 
für alle Mitgliedstaaten der EG und möglichst auch der EFTA ein 
einheitliches Konzernrecht vorbereitet werden. Dieses Konzern­
recht muss unbedingt folgende Fragen eindeutig regeln:
1. Klare Definition des Konzernbegriffs, der eigentlichen Leitung 

des Konzerns und der Abhängigkeit der Konzernunternehmen.
2. Vertretung der Arbeitnehmer auch auf der Ebene der Organe 

von herrschenden Konzernunternehmen.
3. Verpflichtung zur Aufstellung und zur Veröffentlichung von 

konsolidierten Konzernbilanzen nach einheitlichen Regeln und 
Richtlinien.

Entsprechend Ziffer 2 muss im Rahmen eines europäischen Kon­
zernrechts die Mitwirkung der Arbeitnehmer und ihrer Gewerk­
schaften an der Beschlussfassung auf multinationaler Ebene ge­
sichert werden, indem man ihnen eine Vertretung im Verwaltungs­
rat des herrschenden Konzernunternehmens zugesteht. Sollte 
dies im Gesellschaftsrecht des Stammlandes eines Konzerns be­
reits vorgesehen sein, so ist im europäischen Konzernrecht fest­
zulegen, dass dort, wo die betroffenen Gewerkschaften des 
Stammlandes eines Konzerns sich für eine Arbeitnehmervertre­
tung im Verwaltungsrat einsetzen, dieses Recht auf Vertretung 
auch von den im Konzern beschäftigten Arbeitnehmern in anderen 
Ländern gefordert werden kann. Die Entscheidung darüber, ob 
diese Form der Vertretung auf der Ebene des Verwaltungsrates 
angenommen wird, obliegt in erster Linie den Gewerkschaften des 
Stammlandes des herrschenden Unternehmens;
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-  alle Regierungen der Mitgliedstaaten der EG und der EFTA müs­
sen mehr als bisher jede Möglichkeit einer Zusammenarbeit 
nützen, um einen europäischen Beitrag zum Fortschritt der Demo­
kratisierung im w irtschaftlichen Leben zu leisten, insbesondere 
um Wege zu finden, die dazu führen, die Tätigkeit der multinatio­
nalen Konzerne in ein neues internationales, demokratisches 
Ordnungssystem einzugliedern. Ihren W illen dazu müssen die 
Regierungen vor allem dort einbringen, wo sie in internationalen 
Institutionen wie der IAO, der OECD und des Europarates vertre­
ten sind.

Der EGB wird in den nächsten Monaten ein europäisches A ktions­
programm «Multinationale Konzerne» ausarbeiten und es zu gege­
bener Zeit den Regierungen vorlegen. Der EGB wird alle Bemühungen 
des Gewerkschaftlichen Beratungsausschusses bei der OECD und 
der internationalen Gewerkschaftsorganisation unterstützen, die 
Ausarbeitung von Verhaltensregeln für multinationale Konzerne zu 
beschleunigen.
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Zeitschriften-Rundschau
O tto  B öni

Wie reich s ind die G ewerkschaften ?

S e h r gerne  haus ie ren  G e w e rk sc h a fts ­
gegn er von rech ts  und links m it dem  V o r ­
w u rf des u n geheuren  R eich tum s der G e ­
w erksch aften . D ie  o ft aus der Lu ft ge ­
griffenen  Z a h len  d ienen  als A n k la g e a rg u ­
m ente  in fa s t a llen  Länd ern , w o  d ie  G e ­
w erksch a ftsb ew eg u n g  von e in ig e r B e­
deutung  is t. In H e ft 6 «D er G ewerkschaf­
te r», der M o n ats s ch rift fü r d ie  Fu nktio ­
näre  der IG  M eta ll (F rank fu rt a /M .)  fin d e t 
sich nun e in A u fs a tz  m it de r Ü b e rs c h rift  
« W ie  reich s ind d ie  G ew erksch a ften »? . 
A ls  A u to r  d ieses  B eitrages , der s ich m it 
dem  V e rm ö g e n  der G ew erkscha ften  in 
der B u n d esrep u b lik  b efasst, z e ic h n e t 
G ü n th e r H erre . A ls  ers tes  s te llt er fest, 
dass zw ar die A rb e itn e h m e r fü r  die  
D u rch se tzu n g  ih rer Fo rd erun gen  m it dem  
D eu tsc h e n  G ew erksch a ftsb u n d  und se i­
nen E in zelgew erkschaften  e ine  g rosse  
O rg an isa tio n  bes itzen , dass a b er a u f der 
K ap ita lse ite  die Ö ffe n tlic h k e itsa rb e it von  
e inem  ha lben  D u tze n d  von te ilw e is e  eng  
verflo ch tenen  V e rb ä n d e n  g e le is te t w ird . 
In Z a h len  a u sg ed rü ck t s ieh t d ies so aus: 
den 9000 bis 10 000 haup tam tlich en  M it­
arb eitern  der G ew erkschaften  stehen  
rund 120 000 A n g e s te llte  k ap ita lo rie n tie r­
te r V e rb ä n d e  g e g e n ü b e r.
W ie  s teh t es nun ab e r m it den F inanzen?  
1974 e rre ichten  d ie  E innahm en a lle r G e ­
w erkschaften  die H ö h e  von 865 M illio nen  
M ark, der g rö s s te  T e il d ieses  B etrages  
s tam m t aus  den B eiträgen  der 7,4 M illio ­
nen M itg lie d e r. A ls  V e rg le ic h  h ierzu  sei 
das K irch en s teu ere inkom m en  der B R D  
an g e fü h rt; d ieses  b e lie f s ich  im  V e r ­
g le ich s ja h r a u f 7,6 M illia rd e n . D as  V e r ­
m ögen des D G B  und a lle r in ihm  ver­
e in ten  G ew erkscha ften  w ird  zu rze it au f 
in sg esam t 1,5 bis 2 M illia rd en  M ark  g e ­
sch ä tz t. D ie se s  V e rm ö g e n  setz t sich w ie  
fo lg t zu s a m m e n : D as  te ch n is c h e  V e r ­
m ögen (G ru n d s tü c ke , H äu ser, S c h u len , 
D ru ckere ien  u s w .) be träg t rund 320 M illio ­
nen M ark . Es h a n d e lt sich dabei um  e inen  
B etrag , über den n ich t fre i verfüg t w erden  
kan n . D ie  G ew erksch a ften  benö tigen  
d iese  B üros, S c h u len  usw ., um  ih re  A u f ­
gaben  erfü llen  zu könn en . D as  liqu ide  
V e rm ö g e n  be träg t rund 800 M illio nen

M ark . D ie se r B etrag  bes teh t h a u p tsä c h ­
lich aus R ück lagen . D azu  gehö ren  zu ­
sätz liches  A lte rs g e ld , S te rb eg e ld  usw ., 
aber vor a llem  die S tre ikkassen . J ed e r  
A rb e its k a m p f kann u n g eh eu re  S u m m en  
v ers c h lin g e n . W e n n  b e isp ie lsw e ise  nur 
rund 100 000 A rb e itn e h m e r v ier W o c h e n  
lang stre iken , kostet d ies d ie  S tre ikkasse  
-  bei d u rc h s c h n ittlic h e r w ö ch en tlic h e r  
U n ters tü tzu n g  von 200 M ark  pro M itg lied  -  
bereits  80 M illio nen  M ark, m it den S tre ik ­
nebenkosten  e rh öhen  sich  die A u s g a b e n  
au f 100 M illio nen  M ark . D as  B e te ilig u n g s ­
verm ögen an den g e m ein w irts c h a ftlich en  
U n te rn eh m e n  betrug im  J ah re  1975 666 
M illio nen  M ark . Es h a n d elt s ich  h ierbei 
um B ete ilig u n g en  an der B ank fü r  G e ­
m ein w irts c h a ft m it 507 M illio n en  M ark, an  
der «N eu en  H e im a t»  m it 80 M illio nen  M ark  
und a nderes  m ehr.
Z u m  S c h lu ss  fü h rt H erre  noch e inen V e r ­
g leich  an, der das so b e träch tlich  s c h e i­
nend e  V e rm ö g e n  der G ew erksch a ften  in 
d ie  rich tig e  R elation  s e tz t: « S c h ä tzu n g e n  
haben erg eb en , dass das A k tien ka p ita l 
a lle r deu tschen  A k tien g e s e lls ch a fte n  
über 70 M illia rd e n  M ark  b e träg t. D a m it  
beträg t die S u m m e  der B ete ilig u n g en  der  
G ew erkscha ften  an ih ren  U n te rn eh m en  
m it e iner H ö h e  von 666 M illio n en  M ark  nur 
rund ein P ro ze n t des gesam ten  deu tschen  
A k tie n k a p ita ls .»

H inw eise

S o  g u t der h eu tige  Leser über d ie  J u d e n ­
v erfo lgun gen  in N az id e u ts c h la n d  und  
über d ie  Erfo lge und M is s e rfo lg e  Is rae ls  
B escheid  w eiss , so sch le c h t ist e r m ei­
stens  über d ie  G e s c h ic h te  der jü d is c h e n  
A rb e ite rb e w e g u n g  in der D ia sp o ra  o rie n ­
tie rt. Im m er noch w ird  in unseren  G e ­
sch ich tsb ü ch ern  a u s s ch lie s s lic h  von J u ­
den a ls  H än d le rn  und K ap ita lis ten  und  
w enn es gu t g e h t von jü d is c h e n  W is s e n ­
sch a ftle rn  und K ünstle rn  e rzäh lt, dass  es  
aber -  h a u p tsä c h lic h  in O s te u ro p a  -  ein  
starkes jü d is c h e s  P ro le ta ria t gab und  
dass d ieses  in e in e r starken  jü d is c h e n  
A rb e ite rp a rte i (D e r  B und ) ein S p ra c h -  
und K am p fo rg an  besass , davon w eiss  
der D u rc h s c h n itts le s e r  herzlich  w e n ig . 
Im  ö s te rre ic h isc h e n  G e w e rk sc h a fts o r-
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gan «A rbeit und W irtsch a ft» (W ie n ) ,  
D o p p e ln u m m e r 7/8, g ib t P au l B lau un ter  
der Ü b e rs c h rift « K las s e n k am p f in der 
D ia s p o ra »  a u f G run d  e ines  starke V e r ­
b re itun g  verd ienenden  W e rk e s  von John  
B unze l e in ig e  E inblicke in d ie  G e s c h ic h te  
der jü d is c h e n  A rb e ite rb e w e g u n g .
« A b e r  das A u to  hat ganz ge w iss  e ine  
Zu k u n ft vor s ich , n iem and  so llte  s ich das  
A u to  verm iesen  la s s en . Es so llte  sich  
auch n iem and  von den W is s e n s c h a ftle rn  
des  'C lu b s  von R om ' anstecken  lassen , 
der uns e rzä h lt ha t, w ir so llten  a lle  w ied er  
zu e inem  e in fachen  Leben zu rü ckkeh ren . 
D azu  s ind w ir n ich t a n g e tre te n , dafür  
arb e iten  w ir n ich t. D io g en es  konnte  in der 
T o n n e  leben und w a r d a m it zu frie d e n . 
A b e r  er w ar P h ilo so p h , und das  s ind w ir 
m eis ten s  a lle  n ic h t.»  A u s g e h e n d  von  
d iesem  Z ita t aus e iner R ede des d e u t­
schen  B und eskanzle rs  H e lm u t S c h m id t 
(es  w äre  ab e r kein P ro b lem , ein ä hn liches  
Z ita t e ines  anderen  fü h re n d en  P o litikers  
zu fin d e n ) versuch t M anfred  H .S ie b k e r  in 
N u m m e r 8 der «Frankfurter H e fte » a u f­
zu ze ig en , w ie  o ft d ie ku rzfris tigen  In te r­
essen  d o m in ie ren . Im  R ah m en  d ieses  
in fo rm ativen  und g u t fo rm u lie rte n  B e i­
trag es , der d ie  Ü b e rs c h rift « T e c h n o lo ­
g isc h e r S ach vers tan d  und g e s e lls c h a ft­
lich e  E n tw icklung »  träg t, w irft der A u to r  
die  Frage  auf: « W ie  is t es m ög lich , dass  
w ir in e in e  S itu a tio n  gekom m en  s ind , in 
der sich g rösstes  W is s e n  m it g röss ter  
B arbare i paart, g röss te  N a tu rb eh err­
s ch ung  m it g rö s s te r Ü b e rleb e n s g e fah r  
der M e n s ch h e it, g rö s s te r K onsum  m it 
grö s s te r U n zu frie d e n h e it, g rö s s te r R a­
tio n a lis m u s  m it g röss ter A b s u rd itä t?  W ie  
is t es m öglich , dass fa s t a lle  a n sch e in en d

guten A b s ic h te n  zu sch lech ten  E rgeb ­
n issen fü h ren ? »
D ie  so z ia ld em o k ra tis ch e  W o ch e n ze itu n g  
« V orw ärts», d ie in B onn e rsch e in t, v e r­
m itte lt in ih re r A u s g a b e  N u m m e r 34 e in i­
ge a u fs ch lu s s re ich e  E inblicke in die  
Leb en s läu fe  und d ie  T ä tig k e it e in ig e r  
R echts rad ika le r in der B und esrep ub lik . 
D ie  A u to r in , C la u d ia  B eckm ann, w äh lte  
als  T ite l fü r  ih ren B eitrag die Frage  « N u r  
E w iggestrige , d ie  n ichts  dazu  g e le rn t  
haben?» und e rw ä h n t als  B eisp ie l den  
« H a u p ts tu rm fü h re r»  der U S -N a z is ; G uy  
Rex Lauck, der tro tz  E in re iseverbo t reich  
versehen  m it « b rau n e n »  F lu g b lä ttern , 
Z e itu n g e n  und A u fk le b e rn  im m er w ied er  
zu se inen  G es in n u n g sfre u n d en  in d ie  
B R D  re is t, den «Füh rer der N S -K a m p f-  
g rup pe  G ro s s -D e u ts c h la n d » : den H ilfs ­
a rb e ite r M an fred  K nauber, und e in ige  
U ra lt-N a z is . D ie  A u to r in  s tre ich t zu rech t  
herau s , dass  d ie  G e ric h te  der B R D  oft 
seh r g ro sszü g ig  m it d iesen  N azis  ver­
fa h ren , w erden  sie doch a llzu  le ich tfe rtig  
oft led ig lich  als a rm e  Irre  oder V e rrü c k te  
e in g es tu ft. O b w o h l v ie le  d ieser U n b e le h r­
baren sch on bald aus A lte rs g rü n d e n  von 
d er po litischen  B ühne ab treten  w erd en , 
ist d ie G e fa h r des N eo n a z is m u s  n ich t ge ­
ring zu a ch ten , hält doch un ter den  ju ­
g en d lich en  A rb e its lo s e n  im m er stärker  
n az is tisch es  G ed an ken g u t E in zug . D ie  
Ü berzeu g u n g  v ie ler G le ich g e s in n te r fo r ­
m u lierte  der a rb e its lo se  R ocker U w e  (20) 
w ie fo lg t: «Beim  A d o lf  gab 's  A rb e it  fü r  
alle , ab e r w ir fin d en  in d iesem  S c h e is s -  
s taa t n ich ts . W a s  der m it den J u d e n  g e ­
m acht hat, ist m ir egal : Für die D e u tsc h e n  
hat er je d e n fa lls  A rb e it  und B rot g e s c h a f­
fe n .»
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Genossenschaftliche Zentralbank 
Aktiengesel Ischaft

Die Bank für jedermann

0  Sicher in der Anlage der anvertrauten Gelder 
% Umfassend in bezug auf die Bankgeschäfte 
£  Individuell im Service

Die Devise der GZB lautet:
Genossenschaftliche Zielsetzung und wirtschaftliche 

Betriebsführung auf der Basis höchster Sicherheit und 
Zahlungsbereitschaft.

Genossenschaftliche Zentralbank 
Aktiengesellschaft

Hauptsitz: Basel, Aeschenplatz

Niederlassungen und Stadtfilialen: Basel-Gundeldingen und 
Kleinbasel, Bern, Biel, Brugg, La Chaux-de-Fonds, Genève, Genève- 

Servette, Lausanne, Lugano, Luzern, Olten, Zürich, Zürich-Oerlikon.

Agenturen und Bankschalter: Aarau, A ltdorf, Baden, Grenchen, 
Jona, Kriens, Thun, Turgi, Vevey, Wettingen, Yverdon, Zug sowie 

20 Zahlstellen.



Wer sorgt dafür, dass man 
in Bergdörfern so günstig einkaufen kann 

wie in der Grossstadt ?

Wir von Coop waren schon immer um die bestmögliche Versor­
gung der Bevölkerung in der Schweiz besorgt.

Und deshalb sind wir zur Genossenschaft mit dem weitest ver­
zweigten Ladennetz geworden. Rund 1’700 Coop-Verkaufsstellen -  
600 davon ausserhalb der grossen Städte und Zentren -  machen es 
heute einem grossen Teil der Bevölkerung möglich, zu gleich gün­
stigen Bedingungen einzukaufen.

Ehrlich gesagt : wir sind ein klein wenig stolz darauf, dass wir 
diese Aufgabe auch heute noch -  trotz schärfster Konkurrenz und 
enormer Verteilkosten -  bewältigen können.

Der Konsument hat das Recht 
q  auf günstige Versorgung.
Iö


